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Von JOSEF' STREIT, Berlin

Am 17. Oktober 1954 werden die Bürger der Deut­
schen Demokratischen Republik zur Wahlurne schreiten 
und die besten Patrioten in die Volkskammer der Deut­
schen Demokratischen Republik und in die Bezirkstage 
wählen. Die Vorbereitung der Volkswahlen bedeutet 
die Fortsetzung der gründlichen Aussprache über alle 
entscheidenden Lebensfragen unseres Volkes in jedem 
Wohnhaus, in jedem Betrieb, in jedem Dorf, in jeder 
Familie.

Worauf kommt es bei dieser politischen Aus­
sprache an?

Es kommt darauf an, restlose Klarheit zu schaffen 
über den EVG-Vertrag und den Generalvertrag, über 
den Charakter der geplanten westdeutschen „Koali­
tionsarmee“ unter der Führung faschistischer Gene­
rale und unter amerikanischem Oberbefehl. Es ist 
ferner notwendig, die großen Erfolge bei der Durch­
führung des neuen Kurses aufzuzeigen und klarzu­
stellen, wie EVG- und Generalvertrag die Fortführung 
dieses erfolgreich beschrittenen Weges bedrohen. Es 
ist weiter notwendig, allen Deutschen sichtbar zu 
machen, daß die Deutsche Demokratische Republik 
als Staat der Arbeiter und Bauern zugleich das Vor­
bild für das zukünftige einheitliche, demokratische 
und friedliebende Deutschland ist.

Die Juristen der Deutschen Demokratischen Republik 
haben bei der Vorbereitung der Volkswahlen eine be­
sondere Verpflichtung: sie werden nicht nur als Auf­
klärer der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland oder als Referenten in Wählerversamm­
lungen an der Vorbereitung und dem Gelingen der 
Volkswählen teilnehmen, sondern sich auch an der 
wissenschaftlichen Ausarbeitung von Aufklärungsma­
terial beteiligen.

Der Vorstand der Vereinigung Demokratischer 
Juristen Deutschlands hat in seiner Sitzung am 17. Juli 
1954 in Berlin hierzu wichtige Beschlüsse gefaßt. So 
wurde u. ä. das Sekretariat der Vereinigung beauf­
tragt, für die Ausarbeitung folgender Materialien Sorge 
zu tragen: Der Kampf gegen General vertrag und Remi­
litarisierung — eine Lebensfrage des deutschen Volkes. 
— Die Deutsche Demokratische Republik — der erste 
deutsche friedliebende Staat in der Geschichte. — Die 
Sicherung der Rechte der Jugend durch die Gesetze 
der Deutschen Demokratischen Republik. — Die Rechte 
der Arbeiterschaft in der Deutschen Demokratischen 
Republik. — Die rechtliche Lage der Landbevölkerung 
in der Deutschen Demokratischen Republik. — Die 
rechtliche Stellung der Frau, Mütter- und Kinderschutz 
in der Deutschen Demokratischen Republik. — Die 
Rechte der Intelligenz in der Deutschen Demokratischen 
Republik.

Bei der Ausarbeitung dieses Materials wird es in 
erster Linie darauf ankommen, konkrete Tatsachen 
über erreichte Erfolge zusammenzustellen. Bei der Ver­
wendung des Materials in den Kreisen der Deutschen 
Demokratischen Republik müssen entsprechende Tat­
sachen aus dem jeweiligen Kreis hinzugefügt werden, 
um eine lebendige und allgemein interessierende In­
formation zu gewährleisten. Dieses Material wird für 
die Juristen, die in den nächsten Wochen und Monaten 
als Aufklärer und Referenten der Nationalen Front 
tätig sein werden, eine wertvolle Hilfe sein. Sie sollen 
aber darüber hinaus auch weiterhin und in verstärk­
tem Maße der Bevölkerung der Deutschen Demokrati­
schen Republik deutlich machen, wie der Bonner Se­
paratstaat die Rechte der Bürger immer mehr unter­
drückt, wie die Patrioten dort außerhalb von Gesetz 
und Verfassung gestellt werden und wie zu dieser 
Vernichtung der demokratischen Rechte und Freiheiten 
der Bürger die Drosselung der parlamentarischen^ Ver­
tretungskörperschaften tritt; unsere Juristen werden 
also die Arbeit weiterführen und noch vertiefen, die 
sie an Hand des vom Ministerium der Justiz heraus­
gegebenen Materials über das Thema „Der demokra­
tische Charakter der Rechtsprechung in der Deutschen 
Demokratischen Republik im Gegensatz zum Justiz­
terror im Adenauer-Staat“ bereits begonnen haben.

Unsere Juristen sollen die Werktätigen zu der Er­
kenntnis führen, daß der Bonner Staat ein Anhängsel 
der unter dem Kommando der USA stehenden aggres­

siven Atlantik-Koalition ist und unsere westdeutsche 
Heimat in ein militärisches Aufmarschgebiet verwan­
delt. In einem solchen Staat und unter einer solchen 
Staatsmacht gibt es keine Freiheit. Die Kriegsverträge 
von Bonn und Paris ketten Westdeutschland an das 
aggressive System des Nordatlantikpaktes und erhärten 
den Charakter des Bonner Staates als einer Diktatur 
der Monopole und Militaristen. Unsere Juristen sollen 
unsere Bürger aber auch darüber aufklären, wie im 
Gegensatz zu Westdeutschland unsere Justiz mit den 
Massen fest verbunden ist, während die Adenauer- 
Gerichte immer mehr dazu übergehen, den legal ge­
tarnten Terror wieder einzuführen. Dieser Terror hat 
besonders nach den Septemberwahlen zum Bundestag 
zugenommen. Zehntausende von Untersuchungsver­
fahren wurden eingeleitet und ständig werden neue 
Haftbefehle gegen Patrioten und Friedenskämpfer er­
lassen.

Hier gilt es besonders, die Zusammenhänge zwischen 
dem ins Unermeßliche steigenden Terror gegen Frie­
denskämpfer und der Vorbereitung eines neuen krie­
gerischen Überfalls durch die Herren der Rüstungs­
konzerne, Junker und Großbanken, durch die Faschisten 
und revanchelüsternen Militaristen aufzudecken.

Aber nicht allein durch eine solche Vortragstätig­
keit werden unsere Juristen bei der Vorbereitung der 
Volkswahlen mitwirken. Vielmehr sollte auch ein bis­
her bestehender wesentlicher Mangel in unserer propa­
gandistischen Arbeit jetzt schnellstens — in den näch­
sten Wochen bei der Vorbereitung der Volkswahlen — 
überwunden werden: In unseren Zeitungen fehlen Bei­
träge'von Juristen. Dabei gibt es eine ganze Reihe von 
bedeutsamen Fragen, über die wir schreiben und die 
Werktätigen aufklären müssen. Es sei an die Fest­
stellungen des IV. Parteitags der Sozialistischen Ein­
heitspartei Deutschlands erinnert, wo besonders Fred 
O e 1 ß n e r hervorhob, daß in der gesamten Propa­
gandaarbeit die Frage des Charakters der Arbeiter­
und Bauernmacht und des Bündnisses der Arbeiter­
klasse mit den werktätigen Bauern als der Grundlage 
der Staatsmacht erheblich vernachlässigt wird. Auch 
die Hinweise von Walter U l b r i c h t  in bezug auf 
die wissenschaftliche Arbeit bedeuten eine unmittel­
bare Kritik und • Aufgabenstellung gerade für die 
Juristen, ganz gleich in welcher Funktion sie tätig sind, 
ob als Richter, als Staatsanwälte, als Rechtsanwälte 
oder als Wissenschaftler. Wir müssen auch auf dem 
Gebiete des Rechts und der Gesetzlichkeit unsere pro­
pagandistische Arbeit verbessern, denn auch ‘damit 
helfen wir, die Lebensfragen unserer Nation schneller 
und erfolgreicher zu lösen.

Wie von den Mitgliedern des Vorstands der Ver­
einigung Demokratischer Juristen in der Vorstands­
sitzung berichtet wurde, gibt es bei einzelnen Bezirks­
vorständen unserer Vereinigung bereits Publikations­
pläne mit sehr konkreter Themenstellung. Dieser Ent­
wicklung muß das Sekretariat ernsthafte Beachtung 
schenken und auch den anderen Bezirken der VDJD 
rechtzeitig gute Anregungen geben.

Die Verbesserung der wissenschaftlichen Arbeit der 
Juristen ist eine Notwendigkeit. Diese Aufgabe zu 
lösen, ist eine Sache, die auch alle Praktiker angeht 
und nicht nur die Wissenschaftler, denn diese große 
Aufgabe nimmt uns niemand ab. Die Hilfe, die die 
Praktiker den Wissenschaftlern geben können und 
müssen, ist auch der Angelpunkt für eine bessere Zu­
sammenarbeit zwischen Wissenschaft und Praxis, ein 
Angelpunkt zu einem wirklichen Meinungsstreit in 
unserer Rechtswissenschaft, den es bisher noch nicht 
gibt. Die ersten Versuche in der Zeitschrift „Staat 
und Recht“ beweisen diese Feststellung, und es ist zu 
hoffen, daß auch die „Neue Justiz“ endlich die „diplo­
matische“ Zurückhaltung aufgibt und — vielen An­
regungen entsprechend — mit einem solchen Meinungs­
streit beginnt, zu dem sowohl die Fragen des'Familien- 
rechts als auch vor allem die mit dem Artikel von Such 
über die Verjährung angeschnittenen Probleme reich­
lich Stoff geben.

Ein weiterer Mangel unserer Arbeit ist die noch 
immer ungenügende Unterstützung der demokratischen 
Juristen in Westdeutschland. Darin zeigt sich, daß wir
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